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EINLEITUNG

Nicht erst seit heute leiden Arbeitgeber und Arbeitnehmer unter 
der hohen Steuer- und Abgabenlast. Von den Personalkosten 
des Arbeitgebers kommt nur ein Bruchteil beim Arbeitnehmer 
an. Viele Sondervergütungen wie Tantiemen, Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld, Überstundenvergütungen und Prämien sorgen  
oft für mehr Verdruss denn Motivation. Hinzu kommt die un-
sichere Altersversorgung und die drohende Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit.

Mit der Einführung der Entgeltumwandlung mittels des Systems 
PA-VARIO® haben Sie sich optimal entschieden, um dieser Pro-
blematik in Ihrem Unternehmen entsprechend gegenzusteuern. 
Gleichzeitig stärken Sie Ihr Unternehmen wesentlich in Bezug 
auf Liquidität und Eigenkapital, was zu erheblichen Wettbe-
werbsvorteilen führt. 

Während bei üblichen auf dem Markt befindlichen Modellen der 
Entgeltumwandlung das Kapital in das Vermögen von Pensions-
kassen, Pensionsfonds oder Versicherungen übergeht und dort 

den Gewinn mehrt, bleibt Ihrem Unternehmen beim System  
PA-VARIO® das Kapital erhalten.

Die laufende Liquiditätsbelastung durch Prämienzahlungen ent-
fällt. Sie können demgemäß die Vergütungsbestandteile liqui-
ditätserhöhend für sich nutzen und damit zusätzliche Erträge 
erwirtschaften. Dies ist für Sie die günstigste aller denkbaren 
Finanzierungsmöglichkeiten. Sie senken Ihre Kosten und erhö-
hen zusätzlich Ihren Gewinn.
Ihr Unternehmen hat es selber in der Hand, wann und in wel-
cher Höhe innerhalb des gesetzlichen Rahmens Zahlungen an 
den Versorgungsträger geleistet und die staatlichen Förderungen 
in Anspruch genommen werden sollen. 

Sie haben sich für ein höchst flexibles und für Ihr Unternehmen 
vorteilhaftes Versorgungswerk entschieden, welches frei ist von 
Eigeninteressen der Banken oder Versicherungen. Zu diesem 
Schritt gratulieren wir Ihnen und werden Ihnen als zuverlässiger 
Partner in der Betreuung und Abwicklung zur Seite stehen.

RECHTSGRUNDLAGEN

Arbeitsrechtliche Regelungen:
Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG)
 §§ 1 bis 17

Steuerrechtliche Regelungen in Bezug auf Ihr Unternehmen:
Betriebsausgaben für Zuwendungen an Ihr Versorgungswerk
Einkommensteuergesetz (EStG)
in der Anwartschaftsphase § 4d Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b
in der Leistungsphase § 4d Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a
Einkommensteuerrichtlinien (EStR) R 4d

Steuerrechtliche Regelungen in Bezug auf Ihre Mitarbeiter:
Einkommensteuergesetz (EStG)
Steuerfreiheit in der Anwartschaftsphase  § 11
Besteuerung in der Leistungsphase bei Rentenzahlung § 19
Besteuerung in der Leistungsphase bei Kapitalleistung § 34

Steuerrechtliche Regelungen in Bezug auf Ihr Versorgungswerk:
Körperschaftssteuergesetz (KStG) §§ 5 und 6
Körperschaftssteuerdurchführungsverordnung (KStDV)  §§ 1 bis 3
Körperschaftssteuerrichtlinien (KStR)  R 11 bis 14
 R 28
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Die betriebliche Altersversorgung für Ihr Unternehmen wird mit-
tels einer Gruppenunterstützungskasse in der Rechtsform eines 
eingetragenen Vereins eingerichtet. Versorgungsträger ist die 
PAVK Private Akademie Versorgungskasse für mittelständische 
Unternehmen und freie Berufe e.V.

Der PAVK e.V. ist eine soziale Einrichtung, deren gesetzlicher 
Zweck keinerlei gewerblichen Interessen dient, sondern darin 
besteht, eine betriebliche Altersversorgung für Begünstigte des 
Versorgungswerkes aufzubauen. Hierfür werden verschiedene 
Leistungspläne angeboten. Für die betriebliche Altersversor-
gung mittels Entgeltumwandlung wurde der Leistungsplan 21 
 (PA-VARIO®) gewählt. 

Er stellt hinsichtlich der Finanzierung und Gestaltung die flexi-
belste Variante einer betrieblichen Altersversorgung dar und ist 
ein spezieller Leistungsplan, gemäß welchem die Mitarbeiter 
Leistungen aus dem Versorgungsmodell PA-VARIO® von dem 
PAVK e.V. erhalten.

Über das Versorgungsmodell PA-VARIO® kann Ihr Arbeitnehmer 
Vergütungsbestandteile aller Art in Versorgungslohn umwandeln. 
Es kann sich dabei um monatliche, jährliche oder einmalige Be-
träge seines Arbeitsentgeltes handeln. Dieser Entgeltverzicht zu 
Gunsten einer betrieblichen Altersversorgung wird dem Grunde 
und der Höhe nach in der sogenannten Vergütungsabrede verein-
bart. In dem Umfang, in dem der Arbeitnehmer Ihnen gegenüber 

auf diese Vergütungsbestandteile verzichtet, erhält er gleichzei-
tig mit seiner Anmeldung als Leistungsanwärter bei dem PAVK 
e.V. seine Versorgungszusage in Form einer beitragsorientierten 
Leistungszusage. Diese beitragsorientierte Leistungszusage er-
rechnet sich wie folgt: Summe der jährlichen Entgeltumwand-
lungsbestandteile, zuzüglich Summe der jährlichen eventuellen 
zusätzlichen Arbeitgeberbeiträge, multipliziert mit der im Unter-
nehmen bis zur Altersgrenze noch möglichen Restarbeitszeit in 
Jahren, zuzüglich eines fest vereinbarten Zinssatzes in Höhe von 
x % pro Jahr. Die genaue Höhe der Leistung sowie der verein-
barte Zinssatz werden in der Versorgungszusage dokumentiert. 
 
Seitens des PAVK e.V. erhält Ihr Mitarbeiter dann über diese Ver-
sorgungszusage seine persönliche Anwartschaftsbestätigung in 
3-facher Ausfertigung, welche von ihm unterschrieben wird. Ein 
Exemplar ist für ihn bestimmt, eines für Ihre Unterlagen und 
eines für den PAVK e.V. In dieser wird dann der komplette Leis-
tungsumfang mit Fälligkeit und Höhe seitens der Versorgungs-
kasse bestätigt.

Ergeben sich während der Laufzeit Veränderungen, die sich auf die 
Höhe der Versorgungszusage auswirken, z. B. Änderungen in Be-
zug auf die getroffenen Vereinbarungen in der Vergütungsabrede 
oder eine vorzeitige Beendigung des Dienstverhältnisses, erfolgt 
eine neue Dokumentation über die Anwartschaftsbestätigung. Sie 
und der begünstigte Mitarbeiter erhalten jährlich eine Information 
über den erreichten Stand der Versorgungsanwartschaften.

IHRE BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG MITTELS PA-VARIO®
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ABLAUFSCHEMA FÜR DEN MITARBEITER

PSVaG

5.

6.

1. Mitarbeiter verzichtet laufend oder
 einmalig (z.B. ganz oder teilweise auf
 Überstundenvergütung, Urlaubsgeld,
 Weihnachtsgeld, Prämien, etc.,)
 auf Bruttoentgelt.

2. Mitarbeiter erhält im Gegenzug eine
 Versorgungszusage errechnet aus:
 Bruttoentgeltverzicht zuzüglich mit dem
 Arbeitgeber vereinbarten Zinsen bis zur
 Fälligkeit.

3. Finanzamt verzichtet bis zur Fälligkeit auf
 die Lohnsteuer.

4.  Versorgungszusage unterliegt ab Beginn
 dem gesetzlichen Insolvenzschutz durch 
 den PSVaG.

5. Auszahlung der Versorgungszusage
 durch den PAVK e.V.

6. Besteuerung der Leistung nach
 § 19 oder 34 EStG bei Zufluss.

Mitarbeiter

4.

3.

2.

1.

Trägerunternehmen

PAVK e.V.Finanzamt
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Entsprechend der mit Ihrem Mitarbeiter getroffenen Vereinbarung 
behalten Sie den in der Vergütungsabrede ausgewiesenen Teil des 
Entgeltes bei der nächsten Lohn- oder Gehaltsabrechnung ein. 

Das entsprechende steuerliche Bruttoeinkommen mindert sich 
um den vereinbarten Betrag. 

Sofern das Bruttoeinkommen innerhalb des sozialversiche-
rungspflichtigen Einkommen liegt, sind diese Entgeltumwand-
lungsbeträge nur bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze 
zur GRV mindernd in Abzug zu bringen. Darüberliegende Um-
wandlungsbeiträge mindern das sozialversicherungspflichtige 
Einkommen nicht. 

Der umgewandelte Entgeltbestandteil verbleibt im Unternehmen 
und wird nicht an den Versorgungsträger PAVK e.V. weitergeleitet 
und stellt somit auch keine Betriebsausgabe dar.

Für die Betriebsausgaben im Zusammenhang mit der 
Entgeltumwandlung ergeben sich folgende Positionen: 
1. Einrichtungskosten (einmalig)
2. Verwaltungskosten (jährlich)
3. Beiträge zum Pensionssicherungsverein (jährlich)
4. Dotierungen an den PAVK e.V. (je nach Bedarf)
5.  Darlehenszinsen (jährlich bei Darlehensgewährung  

durch den PAVK e.V.)

eine Insolvenzabsicherung der Versorgungszusagen über den 
Pensionssicherungsverein (PSV) vor. Von Ihrem Unternehmen 
müssen diesem jährlich die Anwartschaften gemeldet werden. 
Nach einem Umlageverfahren berechnet der PSV daraus eine 
Versicherungsgebühr. Diese wird jedes Jahr neu ermittelt. Die 
Gebührenrechnung geht vom PSV direkt an Ihr Unternehmen.

4. Dotierungen an den PAVK e.V. (je nach Bedarf)
Grundsätzlich sind sämtliche Dotierungen (Zahlungen an die 
Kasse) freiwillig. Ihr Unternehmen entscheidet alleine, ob und 
in welchem Umfang Dotierungen geleistet werden sollen. Steu-
erlich sind die Dotierungen auf einen Höchstbetrag begrenzt, 
bis zu dem eine staatliche Förderung durch Steuerersparnisse 
erfolgt. Die Regelungen hierzu befinden sich im § 4 d Absatz 
1 Satz 1 Nr. 1 a und b des Einkommensteuergesetzes (EStG).

Die Zuwendungen sind von Ihrem Unternehmen in dem Wirt-
schaftsjahr als Betriebsausgaben abzuziehen, in dem sie  
geleistet werden. Da jedoch oftmals erst nach Ablauf eines 
Wirtschaftsjahres feststeht, ob eine Zuwendung steuerlich und 
somit auch betriebswirtschaftlich sinnvoll ist, lässt der Gesetz-
geber auch eine nachträgliche steuerliche Zuordnung zu. Zuwen-
dungen, die bis zum Ablauf eines Monats nach Aufstellung oder 
Feststellung der Bilanz des Trägerunternehmens für den Schluss 
eines Wirtschaftsjahrs geleistet werden, können von dem  
Trägerunternehmen noch für das abgelaufene Wirtschaftsjahr 

DER ABLAUF IN IHREM UNTERNEHMEN

ERLÄUTERUNG ZU DEN EINZELNEN POSITIONEN

1. Einrichtungskosten (einmalig)
Für die Einrichtung des Systems fallen einmalig in Abhängigkeit 
der Versorgungssumme berechnete Einrichtungs- und Bera-
tungskosten an. Diese Kosten werden Ihrem Unternehmen direkt 
vom Konzeptionär zuzüglich der gesetzlichen USt in Rechnung 
gestellt. Die Rechnungsstellung erfolgt nach Ausfertigung der 
Versorgungsurkunden durch die Private Akademie zur Förderung 
der betrieblichen Altersversorgung GmbH & Co. KG.

2. Verwaltungskosten (jährlich)
Da der Versorgungsträger PAVK e.V. im Interesse der Träger-
unternehmen und der Begünstigten selbst keinerlei wirtschaft-
lichem Zweck dienen darf, wurden alle anfallenden Aufgaben, 
inklusive die der Verwaltung und Betreuung, ausgelagert. Die 
mit diesen Aufgaben betraute Institution GVA Gesellschaft zur 
Verwaltung von betrieblichen Altersversorgungseinrichtungen 
mbH & Co. KG stellt Ihnen daher diese Kosten direkt in Rech-
nung. Damit ist gleichzeitig sichergestellt, dass es eine strikte 
Trennung von Verwaltungskosten und Versorgungskapital gibt. 
Dieses System gewährt Ihnen also absolute Transparenz. Die 
Verwaltungskosten sind nach § 4 Nr. 8 Buchst. h UStG um-
satzsteuerfrei. 

3. Beiträge zum Pensionssicherungsverein (jährlich)
Damit auch im Falle einer Insolvenz das Versorgungskapital 
für Ihre Arbeitnehmer abgesichert ist, schreibt der Gesetzgeber 
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durch eine Rückstellung gewinnmindernd berücksichtigt werden.  
Übersteigen die in einem Wirtschaftsjahr geleisteten Zuwen-
dungen die abzugsfähigen Beträge, so können die überstei-
genden Beträge im Wege der Rechnungsabgrenzung auf die 
folgenden drei Wirtschaftsjahre vorgetragen und im Rahmen 
der für diese Wirtschaftsjahre abzugsfähigen Beträge als Be-
triebsausgaben behandelt werden. § 5 Absatz 1 Satz 2 EStG 
ist nicht anzuwenden.

Die steuerlich zuwendungsfähigen Beträge sind nicht gleichzu-
setzen mit der Höhe der umgewandelten Entgeltbestandteile. 
Sie sind ausschließlich von der Höhe der daraus resultierenden 
Versorgungszusage abhängig. 
Der Höchstbetrag beläuft sich auf 2,5 % des zugesagten Ver-
sorgungskapitals oder 25 % einer zugesagten Jahresrente in der 
Anwartschaftsphase pro Wirtschaftsjahr Ihres Unternehmens.

5. Darlehenszinsen (jährlich bei Darlehensgewährung 
durch den PAVK e.V.)
Der PAVK e.V. legt die von Ihrem Unternehmen geleisteten 
 Dotierungen wieder in Ihrem Unternehmen an. Diese Kapitalan-
lage erfolgt zu einem vereinbarten Zinssatz. Laufzeit und Zins-
satz werden im Darlehensvertrag festgeschrieben. Es erfolgt 
keine dingliche Besicherung. Seitens der Unterstützungskasse 
stellt dies eine ausdrücklich vom Gesetzgeber vorgesehene Ver-
mögensanlage dar. Diese Form der Vermögensanlage ist unter 
anderem in R 13 Absatz 2 der Körperschaftssteuerrichtlinien 
verankert. Diese Vorgehensweise ist ein weiterer Baustein zur 
Gewährleistung der absoluten Transparenz.

Beispiel: 

Entgeltumwandlung 100,00 Euro monatlich
Versorgungszusage zum 65. Lebensjahr 100.000,00 Euro Kapitalleistung 
Zulässige Dotierung (2,5% aus 100.000,00 Euro)  2.500,00 Euro maximal

Diese Zuwendungen können in der Anwartschaftsphase so lange geleistet werden, bis Ihr Vermögensstand auf Ihrem Konto bei der PAVK Versorgungskasse das 
Achtfache der maximal dotierungsfähigen Beiträge erreicht hat. Erträge, die auf Ihrem Versorgungskonto erwirtschaftet wurden, sind dabei zu berücksichtigen. 
Die weitere Ausfinanzierung erfolgt dann über die fortlaufenden jährlichen Zinsen.



10

Beispiel: Entgeltumwandlung 100,00 Euro monatlich, 
Versorgungszusage 100.000,00 Euro

ERSTJAHR
1. Gehaltsbuchhaltung:
Reduzierung des Bruttogehaltes um den Betrag, auf den der 
Mitarbeiter verzichtet hat, z.B. 100,00 Euro pro Monat.

Berechnungsannahmen: 
Bruttogehalt 2.500,00 Euro, ledig, Steuerklasse I, keine Kinder

Beispiel ohne PA-VARIO® (Nettolohnverbuchung):
Personalaufwand Lohn 1.506,00 
Personalaufwand SV 1.066,00
Personalaufwand Lohnsteuer 461,00  an Bank 3.033,00 (inkl. AG-SV-Anteil)

Beispiel mit PA-VARIO®:
Personalaufwand Lohn 1.462,00 
Personalaufwand SV 1.024,00
Personalaufwand Lohnsteuer 426,00 an Bank 2.912,00 (inkl. AG-SV-Anteil)

Wertpapierkonto 100,00  an Bank 100,00

�Nebeneffekt Sozialversicherungsersparnis  
rund 21 Euro monatlich

2. Finanzbuchhaltung
a) Buchung des Altersversorgungsaufwands auf Basis der Dotie-
rungsaufforderung der Unterstützungskasse z. B. 2.500,00 Euro, 
sofern eine Dotierung gewünscht ist (optional) Aufwendungen 
für Altersversorgung 2.500,00 Euro an sonstige Verbindlichkei-
ten (Zuwendung an die Unterstützungskasse UK) 2.500,00 Euro. 

b) Umbuchung innerhalb der sonstigen Verbindlichkeiten auf 
Darlehensverbindlichkeiten wegen Gewährung des Darlehens.

Sonstige Verbindlichkeiten 
Zuwendung 2.500,00 Euro an UK an sonstige Verbindlichkeiten
  aus Darlehen 2.500,00 Euro

BUCHHALTERISCHE BEHANDLUNG 

FOLGEJAHR
Nur Finanzbuchhaltung
a) Überweisung des Zinsaufwandes aus o.g. Darlehen 
(vereinbarter Zins z. B. 10 %)

Buchung: Zinsaufwand 250,00 an Bank 250,00
Buchungsunterlage: Zinsabrechnung

b) Buchung des Altersversorgungsaufwands auf Basis der 
 Dotierungsaufforderung der Unterstützungskasse für das 
laufende Jahr, sofern Dotierung gewünscht ist

Aufwendungen für 
Altersversorgung 2.500,00  an sonstige Verbindlichkeiten 
 (Zuwendung an die 
 Unterstützungskasse UK) 2.500,00

Buchungsunterlage: Dotierungsaufforderung

c) Buchung des Darlehensnachtrags bestehend aus der Dotie-
rungsaufforderung für das laufende Jahr (2.500,00) und der 
Zinserstattung (250,00) 

Sonstige Verbindlichkeiten 
Zuwendung für UK 2.500,00  an sonstige Verbindlichkeiten 
 aus Darlehen 2.500,00

Bank 250,00  an sonstige Verbindlichkeiten 
 aus Darlehen 250,00

Buchungsunterlage: Nachtrag zum Darlehensvertrag
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Der Geltungsbereich des § 249 HGB umfasst alle ungewissen 
Verbindlichkeiten, zu denen auch grundsätzlich alle Verpflich-
tungen aus einer betrieblichen Altersversorgung gehören. Nach 
Artikel 28 Absatz 1 EGHGB ist eine Rückstellung gemäß § 249 
Absatz 1 Satz 1 HGB für eine mittelbare Verpflichtung aus einer 
Versorgungszusage in keinem Fall zu bilden.

Versorgungszusagen, die mittels einer Unterstützungskasse er-
teilt und finanziert werden, sind gemäß Artikel 28 Absatz 1 Satz 
2 EGHGB von der Passivierungspflicht ausdrücklich ausgenom-
men. Jedoch müssen Kapitalgesellschaften Anwartschaften auf 
Pensionen und ähnliche Verpflichtungen jeweils im Anhang und 
im Konzernanhang in einem Betrag angeben, sofern eine Un-
terdeckung zwischen tatsächlichem Kassenvermögen, bewertet 
mit dem Zeitwert, und dem Barwert der Versorgungsverpflich-
tung besteht. Die Bewertung erfolgt in der Praxis analog den 
Bewertungsvorschriften nach BilMoG.

In den Einkommensteuerrichtlinien R 6a wird unter Nr. 15  
Satz 1 weiter aufgeführt: „Wenn die gleichen Versorgungs-
leistungen an den selben Empfängerkreis sowohl über eine 
Pensions- oder Unterstützungskasse als auch über Pensions-
rückstellungen finanziert werden sollen, ist die Bildung einer 
Pensionsrückstellung nicht zulässig.“

Dies würde ansonsten zu einer sogenannten Doppelfinanzierung 
führen. In der Gewinn- und Verlustrechnung werden die Zuwen-
dungen an den PAVK e.V. im Rahmen der „Aufwendungen für 
Altersversorgung“ erfasst.

Die Darlehen, welche durch den PAVK e.V. gewährt werden, sind 
unter sonstigen Verbindlichkeiten zu erfassen (empfohlenes 
 Unterkonto „Darlehen Unterstützungskasse“).

Die für das Darlehen anfallenden Zinsen werden unter „Zinsen 
und ähnliche Aufwendungen“ verbucht.

DIE BEHANDLUNG IN DER BILANZ UND DER GUV
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DAS FUNKTIONSPRINZIP

Finanzamt

Mitarbeiter

Staatliche Förderung durch unbegrenzten 
Lohnsteuerverzicht ohne Pauschalierung 

Steuervergünstigung bei Bezug

Staatliche Förderung durch Betriebsausgaben
Nach Ertragslage steuerbar

Kapitalanlage, 
Tilgung bei 

Leistungseintritt

Freiwilliger Beitrag 
Rückführung nicht 
benötigten Kapitals

Trägerunternehmen

Versorgungsleistung in X Jahren Unterstützungskasse

Versicherungsgesellschaft
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DER GESAMTE ABLAUF AUF EINEN BLICK

1. Mitarbeiter verzichtet laufend oder 
 einmalig auf Bruttoentgelt

2. Mitarbeiter erhält im Gegenzug eine 
 Versorgungszusage

3. Finanzamt verzichtet auf Lohnsteuer

4.  Versorgungszusage unterliegt ab Beginn dem 
 gesetzlichen Insolvenzschutz durch den PSV

5. Kapital verbleibt im Unternehmen und wirkt 
 liquiditäts- und gewinnerhöhend

6. Steuerzahlung auf erhöhtem Gewinn

7.  Das Unternehmen leistet Dotierungen an den    
 PAVK e.V. Diese sind gemäß § 4d Abs. 1 Satz Nr. 1
 Buchst. b EStG Betriebsausgaben
 Gewinnminderung und Liquiditätsminderung

8.  Das Unternehmen leistet PSV-Beitrag
 Gewinnminderung und Liquiditätsminderung

9. Steuerersparnis durch Dotierung, PSV-Beitrag =    
 Liquiditätserhöhung

10. Der PAVK e.V. legt Dotierung bei dem 
 Unternehmen an = Liquiditätserhöhung

11. Zinszahlung an den PAVK e.V. 
 Gewinnminderung und Liquiditätsminderung

12.  Steuerersparnis durch Zinszahlungen
 = Liquiditätserhöhung

13. Der PAVK e.V legt Zinsen bei dem
 Unternehmen an = Liquiditätserhöhung

14. Bei Fälligkeit der Versorgungszusage erfolgt
 eine Tilgung des Darlehens (evtl. Nachdotierung)

15.  Auszahlung der Versorgungszusage

16. Besteuerung nach § 19 oder 34 EStG Finanzamt PAVK e.V.

Mitarbeiter

PSV

Trägerunternehmen

Finanzamt

7.

5.
2.

1.

4.

3.

9. 12.

6.

8.

10. 11. 13. 14.

16.

15.
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Verträge/Unterlagen Zeitpunkt Inhalt, Leistung und Abwicklung

VERTRÄGE, UNTERLAGEN, INHALTE UND ABWICKLUNG

Dienstleistungsvertrag

Aufnahmevertrag

Verwaltungsvertrag

Vergütungsabrede

Antrag und Zusage 

Anwartschaftsbestätigung

Finanzierungsplan

Darlehensvertrag

Darlehensnachtrag

Zinsabrechnungen

Wertmitteilungen

Meldungen an den Pensions-
sicherungsverein (PSVaG)

Wird einmalig bei der Neueinrichtung zwischen der 
Privaten Akademie zur Förderung der betrieblichen 
Altersversorgung GmbH & Co. KG (nachfolgend Private 
Akademie) und Ihrem Unternehmen abgeschlossen.

Wird einmalig bei der Neueinrichtung zwischen dem 
PAVK Private Akademie Versorgungskasse e.V. und 
Ihrem Unternehmen abgeschlossen.

Wird einmalig bei der Neueinrichtung zwischen der 
GVA Gesellschaft zur Verwaltung von betrieblichen 
Altersversorgungseinrichtungen mbH & Co. KG (nach-
folgend GVA) und Ihrem Unternehmen abgeschlossen.

Wird zwischen Ihnen und dem Mitarbeiter bei Beginn 
und bei Veränderungen neu getroffen.

Wird für jeden Mitarbeiter bei Beginn und bei Verände-
rungen neu ausgefertigt.

Wird für jeden Mitarbeiter bei Beginn und bei 
Veränderungen neu ausgefertigt.

Wird für Ihr Unternehmen zum Ende eines 
Wirtschaftsjahres erstellt.

Wird nur im Falle einer Darlehensnahme und 
nur für das erste Darlehen erstellt.

Wird nur im Falle einer Darlehensnahme und nur für 
die jeweiligen Folgedarlehen erstellt (Dotierung, Zins)

Werden jährlich erstellt.

Jährliche Information für Sie und Ihren Mitarbeiter.

Jährliche Pflichtmitteilung durch Sie an den PSVaG

Umfasst die Beratung und Einrichtung des Systems für 
Sie und Ihre Mitarbeiter und sichert Ihnen die laufende 
Betreuung.

Damit erhalten Sie die Nutzungsmöglichkeit des Ver-
sorgungswerkes PAVK e.V., über welche dann Ihre be-
triebliche Altersversorgung abgewickelt wird. 

Damit wird Ihnen der komplette administrative Auf-
wand abgenommen und alle anfallenden Abwick-
lungsaufgaben auf die GVA übertragen.

Regelt Höhe, Art und zeitlichen Verzicht auf Barlohn 
des Mitarbeiters zugunsten einer Versorgungszusage.

Formular wird von der Privaten Akademie zur Verfü-
gung gestellt. Regelt Höhe, Art und zeitlichen Verzicht 
auf Barlohn des Mitarbeiters zugunsten einer Versor-
gungszusage. Wird von der Privaten Akademie zur 
Verfügung gestellt.

Dokumentiert Höhe, Umfang und Fälligkeit der 
Leistung seitens des PAVK e.V.

Dokumentiert Dotierungshöhe, Höhe, Umfang und 
Fälligkeit der Leistungen in Form einer Übersicht über 
alle vorhandenen Versorgungszusagen seitens des 
PAVK e.V

Regelt Höhe, Laufzeit und vereinbarten Zins für das 
gewährte Darlehen.

Regelt Höhe, Laufzeit und vereinbarten Zins für das 
gesamte Darlehen einschließlich bisheriger Darlehen.

Von der Privaten Akademie wird Ihnen bei der 
Einrichtung ein Formular für die Erstmeldung zur 
Insolvenzsicherung übergeben, welches Sie beim 
PSVaG einreichen müssen.

Die Ihnen dann vom PSVaG zugesandten Unterlagen 
reichen Sie bitte (auch in den Folgejahren) bei uns 
ein. Wir erledigen die erforderlichen Schritte und 
lassen Ihnen zur Unterschrift und Weiterleitung die 
fertigen Unterlagen zukommen.
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Vergütungsabrede (Muster) Antrag (Muster)

MUSTER

Versorgungszusage (Muster) Anwartschaftsbestätigung (Muster)
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… die laufende Entgeltumwandlung reduziert wird?
Es muss eine neue Vergütungsabrede getroffen werden. Die 
bisherige Anwartschaft wird beitragsfrei mit neu berechneter 
Leistungshöhe weitergeführt. Der Begünstigte erhält eine neue 
Anwartschaftsbestätigung auf Basis des reduzierten Beitrages.

Benötigte Unterlagen: Vergütungsabrede, Antrag LP 21, 
Bestandsveränderungsmeldung

… die laufende Entgeltumwandlung erhöht wird?
Es muss eine neue Vergütungsabrede getroffen werden. Die bis-
herige Anwartschaft wird weitergeführt. Der Begünstigte erhält 
eine neue Anwartschaftsbestätigung für den erhöhten Anteil.

Benötigte Unterlagen: Vergütungsabrede, Antrag LP 21

… die laufende Entgeltumwandlung eingestellt wird?
Die bisherige Anwartschaft wird beitragsfrei gestellt. Das bis 
zum Zeitpunkt der Veränderung angesammelte Kapital verzinst 
sich weiter bis zum Erreichen der Altersgrenze. Der Begünstigte 
erhält eine neue Anwartschaftsbestätigung.

Benötigte Unterlagen: Bestandsveränderungsmeldung

…die laufende Entgeltumwandlung unterbrochen wird?
Die bisherige Anwartschaft wird beitragsfrei gestellt. Das bis 
zum Zeitpunkt der Veränderung angesammelte Kapital verzinst 
sich weiter bis zum Erreichen der Altersgrenze. Der Begünstigte 
erhält eine neue Anwartschaftsbestätigung. Nach Wiederauf-
nahme der Entgeltumwandlung wird auf Grund des dann umge-
wandelten Betrages eine neue Versorgungszusage erteilt.

Benötigte Unterlagen: Bestandsveränderungsmeldung (bei Einstellung), 
Ver gütungsabrede (bei Wiederaufnahme), Antrag LP 21 (bei Wiederaufnahme)

… der Mitarbeiter vor Renteneintritt ausscheidet?
Die bisherige Anwartschaft wird beitragsfrei gestellt. Das bis 
zum Zeitpunkt der Veränderung angesammelte Kapital verzinst 
sich weiter bis zum Erreichen der Altersgrenze. Der Begünstigte 
erhält eine neue Anwartschaftsbestätigung.

Benötigte Unterlagen: Bestandsveränderungsbogen

… wenn der Mitarbeiter in den Ruhestand geht 
(Leistungseintritt)?
Der Mitarbeiter meldet sich entweder beim PAVK e. V. oder der 
GVA bzw. beim ehemaligen Arbeitgeber. 
Im Falle der Meldung beim Versorgungsträger wird der Arbeit- 
geber hierüber informiert und entscheidet über die Auszahlung 
als Kapital- oder Rentenleistung. 

Im Falle der Meldung beim Arbeitgeber informiert der Arbeit- 
geber den PAVK e. V. über die Abrufung der Leistung und teilt die 
Form der Leistung (Kapital- oder Rentenleistung) mit. 
Entsprechend dieser Entscheidung wird das Unternehmen zur 
Dotierung oder Tilgung in der Höhe des benötigten Kapitals auf-
gefordert, sofern die Kasse zu diesem Zeitpunkt nicht bereits im 
Besitz der erforderlichen liquiden Mittel ist. 

Der PAVK e.V. wickelt die Versorgungsleistung mit dem Leis-
tungsempfänger ab, eine Auszahlung durch das Trägerunter-
nehmen ist auf Wunsch ebenfalls möglich.

Benötigte Unterlagen: Letzte Anwartschaftsbestätigung, Lohnsteuerkarte, Renten-
bescheid, Kopie Personalausweis, Angabe der Krankenkasse, Bankverbindung 
für die Leistungsauszahlung

WAS IST, WENN … ?
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… Interesse an einer Entgeltumwandlung mittels 
PA-VARIO® gefunden hat ?
Der Mitarbeiter wendet sich an Arbeitgeber und/oder seinen An-

sprechpartner und kann sich kostenfrei und unverbindlich ein 

Angebot rechnen lassen.

Benötigte Unterlagen: Datenerfassungsbogen

… sich für eine Entgeltumwandlung mittels 
PA-VARIO® entschieden hat?
Er vereinbart mit seinem Arbeitgeber, ab wann und in welcher 

Höhe er auf einen Teil des Gehaltes zugunsten einer Zusage auf 

betriebliche Altersversorgung verzichten will. Der Arbeitgeber 

stellt dann den entsprechenden Antrag bei der Unterstützungs-

kasse und erhält eine Anwartschaftsbestätigung, aus der die 

Versorgungsleistung hervorgeht.

Benötigte Unterlagen: Vergütungsabrede, Antrag LP 21

… die laufende Entgeltumwandlung reduzieren will?
Das bisher angesparte Kapital bleibt in vollem Umfang erhalten 

und verzinst sich bis zum Erreichen der Altersgrenze weiter. 

Er erhält eine Folgeanwartschaftsbestätigung, aus der die neue 

Versorgungsleistung hervorgeht. Für den neuen, reduzierten Bei-

trag wird eine weitere Anwartschaftsbestätigung auf Basis des 

reduzierten Beitrages ausgestellt.

Benötigte Unterlagen: Neue Vergütungsabrede, Antrag LP 21

… seine laufende Entgeltumwandlung erhöhen will?
Der bisherige Vertrag läuft unverändert weiter. 

Für den neuen, erhöhten Beitrag wird eine weitere Versorgungs-

zusage und Anwartschaftsbestätigung auf Basis des zusätzli-

chen Beitrages ausgestellt

Benötigte Unterlagen: Vergütungsabrede, Antrag LP 21

… die laufende Entgeltumwandlung einstellen will?
Das bisher angesparte Kapital bleibt in vollem Umfang erhalten und 

verzinst sich bis zum Erreichen der Altersgrenze weiter. Er erhält für 

den bisherigen Vertrag eine neue Anwartschaftsbestätigung.

Benötigte Unterlagen: Bestandsveränderungsmeldung durch den Arbeitgeber

… die laufende Entgeltumwandlung unterbrechen will?
Das bisher angesparte Kapital bleibt in vollem Umfang erhal-

ten und verzinst sich bis zum Erreichen der Altersgrenze wei-

ter. Er erhält für den beitragsfrei gestellten Vertrag eine neue 

Anwartschaftsbestätigung. Nach Wiederaufnahme der Entgelt-

umwandlung wird auf Basis des dann umgewandelten Betrages 

eine neue Versorgungszusage erteilt und eine weitere Anwart-

schaftsbestätigung erstellt.

Benötigte Unterlagen: Bestandsveränderungsmeldung durch den Arbeitgeber,
Vergütungsabrede, Antrag LP 21

… Sonderzahlungen zuzüglich oder anstatt laufender 
Entgeltumwandlung leisten will?
Mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Er erhält dann für 

jede Umwandlung immer eine weitere Versorgungszusage und 

Anwartschaftsbestätigung auf Basis des zusätzlichen Beitrages.

Benötigte Unterlagen: Vergütungsabrede, Antrag LP 21

… vor Renteneintritt aus dem Arbeitsverhältnis 
ausscheidet?
Das bisher angesparte Kapital bleibt in vollem Umfang im  
Unternehmen erhalten und verzinst sich bis zum Erreichen der 
Altersgrenze weiter. Er erhält für den bisherigen Vertrag eine 
neue Anwartschaftsbestätigung

Benötigte Unterlagen: Bestandsveränderungsmeldung durch den Arbeitgeber, 
evtl. Mitteilung über Arbeitgeberwechsel, auch nächster Punkt

DIE ENTGELTUMWANDLUNG MITTELS PA-VARIO® 
AUS SICHT DER MITARBEITER
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… die Entgeltumwandlung bei einem neuen Arbeit-
geber weiterführen will?
Dies ist dann möglich, wenn ein neuer Arbeitgeber zustimmt. Ein 
Rechtsanspruch besteht nicht.

Er erhält eine weitere Versorgungszusage und Anwartschaftsbe-
stätigung über den neuen Arbeitgeber.

… in den Ruhestand geht?
Nach Vorlage der Anwartschaftsbestätigung(en) erhält er sein 
Versorgungskapital ausbezahlt. Ob Einmalzahlung oder in max. 
fünf Teilbeträgen oder als lebenslange Rente liegt in der Ent-
scheidung des Arbeitgebers. 

Benötigte Unterlagen: Letzte Anwartschaftsbestätigung(en), Lohnsteuerkarte,
Rentenbescheid, Kopie Personalausweis, Angabe der Krankenkasse,
Bankverbindung für die Leistungsauszahlung

… verstirbt vor der Leistungsbeginn eintritt?
Bis zum Todeszeitpunkt erworbenes Vermögen wird an die ge-
setzlichen Hinterbliebenen (gemäß § 2 KStDV) ausgezahlt.

Benötigte Unterlagen: Sterbeurkunde, Letzte Anwartschaftsbestätigung(en),
Lohnsteuerkarte, Angabe der Krankenkasse,
Bankverbindung für die Leistungsauszahlung

… er arbeitslos wird?
Das bisher angesparte Kapital bleibt in vollem Umfang erhalten 
und verzinst sich bis zur Fälligkeit weiter. 
Es erfolgt keine Vermögensanrechnung auf die Arbeitslosen- 
bezüge (Hartz IV)!!

… von einer Insolvenz betroffen wird, d. h. der Arbeit-
geber oder ehemalige Arbeitgeber insolvent wird?
Der Anspruch, welcher sich auf das bisher angesparte Kapital 
begründet, ist gesetzlich (siehe §§ 7 bis 15 BetrAVG) durch den 
Pensionssicherungsverein (PSVaG) geschützt.

Wichtiger Hinweis:

Unabhängig davon, ob der Vertrag mittels Einmalbeträgen oder laufenden Beträgen bespart wird/wurde bzw. der Vertrag bis zum 
Versorgungseintritt unverändert, erhöht, ermäßigt, zeitweise unterbrochen oder beitragsfrei geführt wurde, fallen beim Mitarbeiter 
keine Kosten an. Das angesparte Versorgungskapital bleibt inklusiv Zins erhalten. Damit ist das Versorgungskapital auf einzigartige 
Weise vor Verlusten gesichert. Jede Leistung und jede Veränderung wird einzeln dokumentiert. Dadurch besteht für den Mitarbeiter 
eine absolute Kontrolle und Transparenz über seine betriebliche Altersversorgung. Die Mitarbeiter erhalten grundsätzlich immer einen 
klaren, garantierten Wert ohne unsichere Prognosen.

Wenn der Mitarbeiter Rat und Hilfe benötigt

Jeder Arbeitgeber, mit dem eine betriebliche Altersversorgung mittels PA-VARIO® besteht, wird durch einen Fachberater betreut. An 
diesen können die Mitarbeiter ihre Fragen und Wünsche jederzeit richten. Erhält der Mitarbeiter keinen Kontakt zum Firmenbetreuer, 
so kann er sich direkt an die Private Akademie zur Förderung der betrieblichen Altersversorgung GmbH & Co. KG wenden. Die jewei-
ligen Anschriften entnehmen Sie bitte den Vertragsunterlagen. Informationen, die spezifisch die persönlichen Daten oder Vermögens-
stände betreffen, können aus datenschutzrechtlichen Gründen und zu Ihrer und zur Sicherheit des Mitarbeiters nur auf schriftliche 
Anfrage und wiederum nur schriftlich beantwortet werden.
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PAVK – Private Akademie Versorgungskasse für mittelständische 
Unternehmen und freie Berufe e.V. (im folgenden PAVK genannt)

§ 1 LEISTUNGSARTEN
Nach Maßgabe dieses Leistungsplanes gewährt der PAVK 
folgende Leistungen der betrieblichen Al tersversorgung:

1. Kapital oder Rentenleistungen bei Erreichen der Alters-
 grenze gemäß § 4 Ziffer 1 und 2 des Leistungsplanes
2. Kapitalleistung an Hinterbliebene gemäß 
 § 4 Ziffer 3 des Leistungsplanes
3. Leistung bei Berufsunfähigkeit gemäß 
 § 4 Ziffer 4 des Leistungsplanes 

Leistungen werden ausschließlich an die in § 2 Ziffer 2 
genannten Leistungsem pfänger gezahlt.

§ 2 LEISTUNGSANWÄRTER / LEISTUNGSEMPFÄNGER
1. Leistungsanwärter sind Arbeitnehmer und ehemalige Arbeit-
nehmern der Träger unternehmen so wie sonstige Personen, die 
zu den Trägerunternehmen in einem arbeitnehmerähnlichen 
Verhält nis stehen oder gestanden haben (§ 5 Abs. 1 Ziffer 3a 
KStG), wenn diese gemäß den Bestimmun gen nach § 3 des 
Leistungsplanes in den Kreis der Begünstigten des PAVK auf-
genommen wurden.

2. Leistungsempfänger sind Arbeitnehmer und ehemalige Ar-
beitnehmern der Trägerunternehmen sowie sonstige Personen, 
die zu den Trägerunternehmen in einem arbeitnehmerähnlichen 
Ver hältnis stehen oder gestanden haben (§ 5 Abs. 1 Ziffer 3a 
KStG). Bei Tod des Arbeitnehmers sind die in §§ 2 und 3 KStDV 
Genannten versorgungsberechtigt.

§ 3 AUFNAHME IN DEN KREIS DER BEGÜNSTIGTEN
1. Die Aufnahme eines oder mehrerer Arbeitnehmer in den Kreis 
der Begünstigten ist vom Trägerun ternehmen schriftlich bei dem 
PAVK zu beantragen. Voraussetzung für die Aufnahme ist, daß 
dem Leistungsanwärter vom Trägerunternehmen eine schriftli-
che Versorgungszusage erteilt wurde.

2. Die Aufnahme in den PAVK erfolgt zum Ersten eines Monats. 
Die Aufnahme wird mit der schriftli chen Bestätigung durch den 
Vorstand oder durch Aushändigung einer Anwartschaftsbestäti-
gung an das Trägerunternehmen wirksam.

§ 4 LEISTUNGSVORAUSSETZUNGEN
Für Leistungsanwärter gewährt der PAVK Leistungen unter fol-
genden Voraus setzungen:

1. Kapital- oder Rentenleistung bei Erreichen der Altersgrenze:
Leistungsanwärter erhalten bei Erreichen der gesetzlichen 
Rentenaltersrente eine Kapitalleistung oder eine nach versiche-
rungsmathematischen Grundsätzen berechnete wertäquivalen-
te Rente.

Das Trägerunternehmen bestimmt das Lebensalter, in dem der 
Kapitalbetrag oder die Rente an den jeweiligen Leistungsanwär-
ter von dem PAVK geleistet werden soll (Pensionsalter gemäß 
Versorgungszusage). Das Trägerunternehmen beantragt bei dem 
PAVK zum Zeitpunkt der Aufnahme des Leistungsanwärters in 
den Kreis der Begünstigten die Festsetzung der Altersgrenze.

2. Kapital- oder Rentenleistung vor Erreichen der gesetzlichen 
Rentenaltersgrenze bei Inanspruchnahme des (vorgezo genen) 
Altersruhegeldes aus der gesetzlichen Rentenversicherung
Scheidet der Leistungsanwärter wegen Inanspruchnahme des 
Altersruhegeldes aus der gesetzli chen Rentenver sicherung 
aus dem Trägerunternehmen aus, wird ihm die Kapital- oder 
Rentenlei stung auf sein Verlangen vorzeitig ausgezahlt. 

3. Kapitalleistung an Hinterbliebene
Bei Tod eines Leistungsanwärters vor Erreichen der Altersgren-
ze, jedoch frühestens nach Vollendung des 1. Monats nach 
Beginn der Anwartschaft, wird eine Kapitalleistung ge währt  
(Todesfallkapital). Eine Kapitalleistung an Hinterbliebene wird 
nicht gewährt, wenn der PAVK bereits ein Erlebensfallkapital an 
den Lei stungsem pfänger gezahlt hat.  

4. Leistungen bei Berufsunfähigkeit (nur wenn in der Anwart-
schaftsbestätigung ausgewiesen)
a) Sofern die Invaliditätsleistung in der Anwartschaftsbestäti-
gung bestätigt worden ist und die sonstigen Voraus setzungen , 
insbesondere die in § 3 genannten Leistungsvoraussetzungen, 
erfüllt sind, erhalten die Versor gungsberechtigten, die vor Errei-
chen der Altersgrenze aus dem Trägerunternehmen ausscheiden 
und nachweisen, daß sie zum Zeitpunkt des Ausscheidens be-
rufs- oder erwerbsunfähig sind, für die Dauer der Invalidität eine 
Invalidenleistung.

LEISTUNGSPLAN 21
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b) Die Bedingungen für den Nachweis und die Voraussetzungen 
der Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit entspre chen den Bedin-
gungen jener Versicherung, bei der die Versorgungskasse die 
Berufsunfähigkeitsleistung nach Angabe in der Anwartschafts-
bestätigung rückversichert hat.

c) Von jeder Änderung der Feststellung der Invalidität durch den 
Sozialversicherungsträger hat der Versor gungsberechtigte die 
Versorgungskasse in Kenntnis zu setzen.

d) Ein Anspruch auf Berufs- oder Erwerbsunfähigkeitsleistung 
besteht nicht, wenn der Versorgungsberechtigte die Invalidität 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat oder wenn  
er bereits beim Eintritt in das Trä gerunternehmen berufs- oder 
erwerbsunfähig war.

e) Endet die Berufsunfähigkeit bzw. Pflegebedürftigkeit vorzeitig, 
ohne daß das Arbeitsverhältnis mit dem Trä gerunternehmen 
fortgesetzt wird, so bleibt eine Anwartschaft auf eine Alters- 
und Hinterbliebenenleistung analog den Bestimmungen des § 5 
dieses Leistungsplanes bestehen.

§ 5 HÖHE DER KAPITAL- ODER RENTENLEISTUNGEN 
1. Anwartschaftsbestätigung
Über die Höhe und den Umfang der Leistungen erhält der Lei- 
stungsanwärter eine Anwartschaftsbe stätigung. Bei Änderung 
der Leistungshöhe gemäß den Bestimmungen dieses Leis-
tungsplans wird eine neue Anwart schaftsbestätigung ausge-
stellt. Es gilt die jeweils angepasste Anwartschaftsbestäti-
gung in ihrer aktuellen Fassung und sie ist Grundlage für alle 
Ansprüche. Bei bereits laufenden Leistungen handelt es sich 
dann um eine Lei stungsbestätigung, der jedoch die gleiche  
Bedeutung zukommt.

2. Höhe der Kapitalleistung bei Erreichen der Altersgrenze
a) Die Höhe der Alters-, Hinterbliebenenleistung und/oder Inva-
liditätsleistung wird zwischen Trägerunternehmen und Unter-
stützungskasse in einem Antragsformular oder einem Finan-
zierungsplan vereinbart und dem Versorgungsberechtigten als 
fester Betrag einer Kapital leistung oder als lebenslang laufende 
Rente schriftlich bestätigt. Gleiches gilt für die Festsetzung der 
Höhe und der Zahlungsweise des für die Errechnung der Leis-
tung maßgeblichen Versor gungsbeitrages. 

b) Wird der Versorgungsbeitrag für einen Leistungsempfänger 
nach dessen Auf nahme in den Kreis der Begünstigten angeho-

ben oder verringert, setzt der PAVK die Höhe der Kapital- oder 
Rentenleistungen neu fest und händigt dem Leistungsempfän-
ger eine neue Anwartschaftsbestätigung aus. Die vorstehenden 
Leistungen werden herabgesetzt, sofern der Versorgungsbe-
rechtigte die möglichen anrechnungsfähigen Versorgungszeiten 
nicht erreicht oder der Versorgungsbeitrag vermindert wird. 

Die Herabsetzung der Kapitalleistung wird dem Versorgungsbe-
rechtigten durch Aushändigung einer neuen Anwartschaftsbe-
stätigung mitgeteilt.

c) In Abstimmung mit dem Leistungsanwärter und Trägerunter-
nehmen kann der PAVK zum Fälligkeitstag der Kapitalleistung 
anstelle der Kapitalleistung eine lebenslange Rente gewähren, 
wenn dieses dem PAVK mindestens 6 Monate vorher vom Träge-
runternehmen mitgeteilt wird. Die Kapitalleistung wird in diesem 
Fall zum Fälligkeitszeitpunkt in eine nach versicherungsmathe-
matischen Grundsätzen berechnete wertäquivalente Rente ge-
wandelt.

d) Ein Rechtsanspruch auf eine Umwandlung der Kapitalleistung 
in eine Rentenleistung besteht nicht.

 Die Höhe der Leistung wird dem Versorgungsberechtigten 
in der Anwartschaftsbestätigung mitgeteilt.

3. Höhe der Leistung vor Erreichen der gesetzlichen Rentenal-
tersgrenze bei Inanspruchnah me des (vorgezogenen) Altersru-
hegeldes aus der gesetzlichen Rentenversicherung
Scheidet der Leistungsanwärter wegen Inanspruchnahme des 
(vorgezogenen) Altersruhegeldes aus der ge setzlichen Renten-
versicherung vor Erreichen der Altersgrenze aus dem Trägerun-
ternehmen aus, stehen im die bis dahin erreichten Leistungen zu.  

Die Höhe der bis zu diesem Zeitpunkt erreichten Leistungen 
errechnen sich analog den Bestimmungen des § 2 Absatz 5a 
BetrAVG. 

4. Höhe der Kapitalleistung an Hinterbliebene
Die Unterstützungskasse zahlt ein Todesfallkapital in Höhe der 
in der Anwartschaftsbestätigung festgesetzten Leistung an  
den/die Hinterbliebene(n), frühestens jedoch nach Vollendung 
des 1. Anwartschaftsmonats. Die Leistung des PAVK erstreckt 
sich maximal den in §§ 2 und 3 KStDV zulässigen Wert. Grund-
sätzlich ist die Leistung des PAVK jedoch auf die Höhe des  
erdienten Anspruchs begrenzt.
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tungsempfänger durch den PAVK oder das Trägerunternehmen 
ausbezahlt. 

Das Trägerunternehmen kann mit dem Leistungsanwärter ver-
einbaren, daß anstelle der Kapitalleistung die in § 5 Ziffer 2 
Buchstabe c genannte Rentenleistung gezahlt wird. Diese Ver-
einbarung muß dem PAVK mindestens 6 Monate vor Erreichen 
der Altersgrenze vorliegen.

Im Falle der Rentenleistung wird die Rente von dem PAVK mo-
natlich nachschüssig unter Einbehaltung etwaiger Lohnsteuern 
und Sozialabgaben ausbezahlt. 

§ 10 LEISTUNGSVORBEHALTE
Der PAVK behält sich vor, die in diesem Leistungsplan beschrie-
benen Leistungen in folgenden Fällen abzuändern oder entfallen 
zu lassen:

a) Wenn das Trägerunternehmen die erforderlichen Zuwendun-
gen dem PAVK nicht oder nicht mehr zur Verfügung stellt (§ 16 
der Satzung des PAVK).

b) Wenn hierdurch gegen die Vorschriften zur Steuerfreiheit des 
PAVK verstoßen werden würde. Ins besondere werden keine Leis-
tungen gewährt, die die für eine Unterstützungskasse maßgeben-
den Höchstbeträge (vgl. § 3 Nr.3 i.V.m. § 2 KStDV) überschreiten 
und/oder die eine einseitige Bevorzugung des Unternehmers,  
Gesellschafters oder deren/dessen Angehörige bewir ken würden.

§ 11 RECHTSANSPRUCH
Leistungsanwärter bzw.-empfänger haben keinen Rechtsan-
spruch auf Leistungen des PAVK. 

Es besteht gem. der ständigen Rechtssprechung des BAG nur 
dann ein sogenannter faktischer Anspruch auf die zugesagten 
Leistungen, wenn der PAVK durch das Trägerunternehmen in die 
finanzielle Lage versetzt wurde, die bestehende Leistungsver-
pflichtung zu erfüllen

§ 12 ABTRETUNG, VERPFÄNDUNG ODER BELEIHUNG 
Leistungen des PAVK können vom Leistungsanwärter bzw. 
Leistungsempfänger weder abgetreten, noch verpfändet oder 
beliehen werden. Dennoch erfolgte Abtretungen, Verpfändungen 
oder Belei hungen, sind dem PAVK und dem Träger unternehmen 
gegenüber unwirksam.

5. Leistungsgrenzen
Die Leistungen des PAVK sind entsprechend den Bestimmungen 
der §§ 2 und 3 KStDV begrenzt. Dabei werden die Jahresrenten 
gemäß den vorstehenden Bestimmungen auf den Grundlagen 
eines Zinsfußes von 5,5% und den Richttafeln von Dr. K. Heu-
beck kapitalisiert.

6. Begriffsdefinitionen
Anrechnungsfähige Versorgungszeiten sind alle vollendeten Mo-
nate und Jahre, gerechnet ab dem Beginn der Aufnahme in den 
Kreis der Begünstigten bis zur Altersgrenze, für die der Leis-
tungs anwärter vom Trägerunternehmen Arbeitsentgelt erhält. 
Zeiten in denen kein Anspruch auf Lohn- oder Gehaltszahlung 
besteht, sind nicht anrechnungsfähig.

§ 6 VORZEITIGES AUSSCHEIDEN
a) Scheidet der Leistungsanwärter vor Eintritt des Versorgungs-
falles aus dem Arbeitsverhältnis mit dem Trägerunternehmen 
aus, so behält der Leistungsanwärter eine Anwartschaft gemäß 
§ 2 Absatz 5a BetrAVG auf die Leistungen des PAVK.

b) b. Die Höhe der Anwartschaften auf Leistungen seitens des 
PAVK sind auf die Beträge begrenzt, die auf der Grundlage des 
dem Leistungsanwärter zuzurechnenden, segmentierten Anteil 
des Kassenvermögens nach seinem Ausscheiden aus dem  
Arbeitsverhältnis ermittelt werden.

§ 7 ABFINDUNG VON VERSORGUNGSANWARSCHAFTEN 
Eine Abfindung der Versorgungsanwartschaften ist nur unter 
Wahrung der gesetzlichen Regelung des § 3 BetrAVG möglich.  

§ 8 VERSORGUNGSAUSGLEICH
Die Durchführung eines Versorgungsausgleichs bei Eheschei-
dungen nach §§ 1587ff BGB kann zu einer Aufteilung der 
Versorgungsleistung führen. Der PAVK ist berechtigt, die durch 
die Teilung der Versorgungsleistung entstehenden Kosten dem 
Vertrag in angemessener Höhe zu belasten. 

Die Dokumentation der mittels Gerichtsbeschluss festgelegten 
Teilung erfolgt durch Ausstellung einer neuen Anwartschaftsbe-
stätigung an die jeweils betroffenen Personen.

§ 9 AUSZAHLUNG DER RENTEN- ODER KAPITALLEISTUNG
Die Kapital- oder Rentenleistung wird bei Eintreten der Leis-
tungsvoraussetzungen gemäß § 4 des Leistungsplanes zur 
Zahlung fällig. In Abstimmung wir die die Leistung an den Leis-
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§ 13 VERPFLICHTUNG DER LEISTUNGSANWÄRTER 
BZW.-EMPFÄNGER
Der Leistungsanwärter bzw.-empfänger ist verpflichtet, dem 
PAVK alle Auskünfte zu erteilen, die zum Nachweis der Berech-
tigung sowie zur Berechnung seines Versorgungsanspruches 
notwendig sind. Insbesondere besteht die Verpflichtung, Be-
scheide über die Bewilligung oder Änderung von Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung und von öffentlich rechtlichen 
Versorgungsträgern vorzulegen.

§ 14 LEISTUNGSAUFBAU UND PFLICHTEN 
DER VERSORGUNGSKASSE
1. Der PAVK legt sein Kapital in Abstimmung mit dem Träge-
runternehmen, dem Vorstand und dem Beirat ausschließlich 
beim Trägerunternehmen oder im geregelten Kapitalmarkt z. B. 
Investmentfonds, Rentenfonds, Bundesschatzbriefe etc. an.

2. Eine Haftung für den Wertzuwachs des Kapitals ist ausge-
schlossen. Die Haftung des PAVK beschränkt sich auf die or-
dentliche Verwaltung der Anlagepapiere und auf die Abführung 
der Beiträge in die Anlage, die der PAVK aus den Zuwendungen 
des Trägerunternehmens finanziert.

3. Der PAVK verpflichtet sich, das Vermögen pro Trägerunter-
nehmen und pro Versor gungsberechtigten, welches aus den 
zugewendeten Mittel einschließlich der darauf erwirtschafteten 

Erträge besteht, zu segmentieren und ausschließlich für die Al-
tersversorgung bzw. für Leistungen in der Not des Versorgungs-
berechtigten zu verwenden.

4. Die Versorgungskasse übernimmt die Verpflichtungen des 
Trägerunternehmens nur insoweit, wie das Trägerunternehmen 
die Leistungsfähigkeit der Kasse sicherstellt. Besteht aufgrund 
unzureichender Zuwendung eine Unterdeckung zwischen der 
Höhe unverfallbarer Ansprüche bzw. fälliger Leistungen und den 
vorhandenen Kassenmittel, so hat das Trägerunternehmen für 
diese Differenz einzustehen. 

§ 15 SCHLUSSVORSCHRIFTEN UND
SALVATORISCHE KLAUSEL
1. Ergänzend finden die Regelungen des Gesetzes zur Verbesse-
rung der betrieblichen Altersversor gung (BetrAVG) Anwendung.

2. Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Leistungs-
planes unwirksam sein oder werden, bleiben die übrigen Be-
stimmungen gleichwohl wirksam. Anstelle der unwirksamen 
oder unwirksam gewordenen Bestimmung ist eine angemes-
sene Regelung zu treffen, die dem wirtschaftlich Gewollten am 
nächsten kommt.

§ 16 INKRAFTTRETEN
Dieser Leistungsplan tritt mit Wirkung vom 01.10.2013 in Kraft.
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